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§1  Versicherungsgegenstand 

 

1.1 Versichert ist das in der Police bezeichnete Wasserfahrzeug 

einschließlich der Maschinenanlage, des Inventars, der nauti-

schen Ausrüstung und des Zubehörs. 

1.2 Trailer, Beiboote und Außenbordmotoren sind versichert, 

sofern im Antrag angegeben. 

1.3 Persönliche Effekten sind bis zu 2 % der Gesamtversicherungs-

summe, maximal jedoch bis zu einem Betrag von EUR 3.000,- 

mitversichert. Darüber hinaus sind persönliche Effekten nur 

mitversichert, sofern in der Police besonders vereinbart. 

Nicht versichert sind jedoch Geld, Wertpapiere, Schmuck, Pel-

ze, Gemälde, Antiquitäten und sonstige Wertgegenstände 

sowie Lebens- und Genussmittel. 

 

§2  Geltungsbereich 
 

Die Versicherung gilt für das in der Police bezeichnete Fahrt-

gebiet zu Wasser und zu Lande. 

 

§3  Versicherungsumfang 
 

3.1 Im Rahmen dieser Bedingungen trägt der Versicherer bis zur 

Höhe der Versicherungssumme alle Gefahren, denen die ver-

sicherten Sachen zu Wasser und zu Lande ausgesetzt sind. 

3.2 Der mitversicherte Trailer und die mitversicherten Maschinen-

anlagen sind gedeckt gegen Schäden entstanden durch von 

außen einwirkende Ereignisse. Propeller und Welle sind gegen 

alle Gefahren versichert. 

3.3 Inventar, Ausrüstung und Zubehör sind auch außerhalb der 

Yacht versichert, wenn sie sich in einem verschlossenen Raum 

zur Aufbewahrung befinden, soweit der Schaden nicht über 

eine anderweitige Versicherung gedeckt ist (Subsidiarität). 

3.4 Eine Verwendung des Fahrzeugs zu anderen als sportlichen 

oder Vergnügungszwecken (z. B. Vercharterung) ist nur versi-

chert, wenn dies besonders vereinbart ist. Das unentgeltliche 

Überlassen des Fahrzeugs ist jedoch mitversichert.  

 

§4  Führerschein 
  

 Voraussetzung des Versicherungsschutzes ist, dass der Führer 

des Fahrzeugs, soweit dies amtlich vorgeschrieben ist, den er 

 forderlichen Führerschein besitzt.   

 

§5 Ausschlüsse 
 

Von der Versicherung ausgeschlossen sind Schäden entstan-

den durch: 

5.1 Konstruktions-, Fabrikations- oder Materialfehler, jeweils an den 

unmittelbar betroffenen Teilen. 

Folgeschäden aus Konstruktions-, Fabrikations- oder Material-

fehlern sind im Rahmen dieser Bedingungen mitversichert, so-

fern sie nicht unter Gewährleistungs- oder Garantieansprüche 

fallen. 

5.2 Abnutzung im gewöhnlichen Gebrauch, jeweils an den unmit-

telbar betroffenen Teilen. 

5.3 Normale Witterungseinflüsse (z. B. Frost, Sonneneinwirkung), 

Korrosion, Oxidation, Kavitation, Fäulnis. 

5.4 Einfaches Verlieren oder Überbordgehen von losen Gegen-

ständen aller Art. 

5.5 Krieg, Bürgerkrieg, bürgerliche Unruhen, kriegsähnliche Ereig-

nisse, terroristische Gewalthandlungen (unabhängig von der 

Anzahl der daran beteiligten Personen), Beschlagnahme oder 

Verfügung von höherer Hand, durch gerichtliche Verfügung 

oder ihre Vollstreckung sowie Gefahren, die sich aus der Ver-

wendung oder dem Vorhandensein von Minen, Torpedos, 

Bomben oder anderen Kriegswerkzeugen ergeben, sowie aus 

der Verwendung von chemischen, biologischen, biochemi-

schen Substanzen oder elektromagnetischen Wellen als Waf-

fen und zwar ohne Rücksicht auf sonstige mitwirkende Ursa-

chen. 

5.6 Kernenergie oder Radioaktivität und ionisierende Strahlung. 

5.7 Mittelbare Schäden, wie z. B. Beeinträchtigung der Rennfä-

higkeit oder Minderwert. 

 

§6 Versicherungswert – feste Taxe 
 

Die Versicherungssumme soll dem Versicherungswert entspre-

chen und wird als feste Taxe vereinbart. Versicherungswert ist 

der Zeitwert. Zeitwert ist der Betrag, der allgemein erforderlich 

ist, um neue Sachen gleicher Art anzuschaffen, abzüglich ei-

nes dem Zustand der versicherten Sachen (Alter, Abnutzung, 

Gebrauch etc.) entsprechenden Betrages. Der Einwand der 

Unterversicherung ist ausgeschlossen. 

 

§7  Umfang der Leistung 

7.1 Totalschaden 

Im Totalschadensfall ersetzt der Versicherer den vereinbarten 

Taxwert. Ein Totalschaden liegt vor, wenn die Kosten der Wie-

derherstellung die feste Taxe voraussichtlich übersteigen oder 

die versicherten Gegenstände unwiederbringlich verloren 

sind. Die versicherten Gegenstände gelten auch als unwie-

derbringlich verloren, wenn die Kosten für Bergung, Transport 

und Wiederherstellung die feste Taxe voraussichtlich errei-

chen. 

Von der Entschädigungsleistung abgesetzt werden die ver-

einbarte Selbstbeteiligung und erzielbare Erlöse aus Restwer-

ten. 
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Der Versicherungsnehmer kann die Anrechnung erzielbarer Er-

löse aus Restwerten nicht dadurch abwenden, dass er dem 

Versicherer die Reste zur Verfügung stellt. 

7.2 Aufwendungen für Bergung, Wrackbeseitigung und Entsor-

gung 

Zusätzlich zur Entschädigungsleistung im Totalschadensfall er-

setzt der Versicherer erforderliche Aufwendungen für Ber-

gung, Wrackbeseitigung und Entsorgung bis zu maximal EUR 

1.000.000,-. Ist die Gesamt-Versicherungssumme für die versi-

cherten Gegenstände größer als EUR 1.000.000,-, so werden 

die Aufwendungen nach Satz 1 bis zu maximal 100 % der Ge-

samt-Versicherungssumme ersetzt. 

 

7.3 Teilschaden 

Im Teilschadensfall ersetzt der Versicherer die notwendigen 

Wiederherstellungskosten, ferner die durch den Versicherungs-

fall verursachten Transportkosten zur Reparaturwerft und zu-

rück. 

 Von der Entschädigungsleistung abgesetzt wird die vereinbar-

te Selbstbeteiligung. 

 Die vereinbarte Selbstbeteiligung entfällt bei Kollisionsschä-

den, verursacht durch Dritte. 

 Die Selbstbeteiligung halbiert sich, wenn der Versicherungs-

nehmer bei Eintritt des Schadens mehr als fünf Jahre schaden-

frei über die BAVARIA kaskoversichert war.  

 

7.4 Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens 

 Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der 

Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles den 

Umständen nach zur Abwendung und Minderung des Scha-

dens für geboten halten durfte. Der Versicherer hat den für 

die Aufwendungen erforderlichen Betrag auf Verlangen des 

Versicherungsnehmers vorzuschießen. 

 Aufwendungen des Versicherungsnehmers, die auf Weisung 

des Versicherers entstanden sind, werden auch insoweit er-

stattet, als sie zusammen mit der sonstigen Entschädigung die 

Versicherungssumme übersteigen. 

 

7.5 Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens 

 Der Versicherer ersetzt die Kosten für die Ermittlung und Fest-

stellung eines von ihm zu ersetzenden Schadens, sofern diese 

Aufwendungen den Umständen nach geboten waren. Diese 

Kosten werden auch insoweit erstattet, als sie zusammen mit 

der sonstigen Entschädigung die Versicherungssumme über-

steigen. 

 Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständigen oder 

Beistand hinzu, so werden diese Kosten nur ersetzt, soweit er 

zur Zuziehung vertraglich verpflichtet ist oder vom Versicherer 

aufgefordert wurde. 

 

§8  Schadenfreiheitsrabatt 
 

8.1 Der Schadenfreiheitsrabatt beträgt 

 10 % nach einem schadensfreien Jahr, 

 20 % nach zwei schadensfreien Jahren, 

 30 % nach drei schadensfreien Jahren, 

 40 % nach vier schadensfreien Jahren. 

8.2 Nach einem regulierten Schaden erfolgt eine Rückstufung des 

Schadenfreiheitsrabatts um 10 %. 

8.3 Die Rückstufung im Falle eines Erstschadens erfolgt nicht, 

wenn der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt des Schadens 

länger als vier Jahre schadenfrei über die BAVARIA kaskover-

sichert war. 

 

§9 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung  
 

9.1 Fälligkeit der Entschädigung 

Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des 

Versicherers zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs abge-

schlossen sind. 

Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Anzeige 

des Schadens als Abschlagszahlung den Betrag beanspru-

chen, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.  

9.2 Verzinsung 

Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen 

Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht: 

 - Die Entschädigung ist - soweit sie nicht innerhalb eines 

Monats nach Meldung des Schadens geleistet wird - seit 

Anzeige des Schadens zu verzinsen. 

 - Der Zinssatz liegt bei 4 Prozent, soweit nicht aus einem 

anderen Rechtsgrund ein höherer Zins zu zahlen ist. 

 - Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig. 

 

9.3 Hemmung 

Bei der Berechnung der Fristen gemäß Paragraf 9.1 und 9.2 ist 

der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge Ver-

schuldens des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht 

ermittelt oder nicht gezahlt werden kann. 

 

9.4 Aufschiebung der Zahlung 

 Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange 

 - Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungs-

nehmers bestehen; 

- ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen 

den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus 

Anlass dieses Versicherungsfalles noch läuft; 

- eine Mitwirkung des Realgläubigers gemäß den gesetzli-

chen Bestimmungen über die Sicherung von Realgläubi-

gern nicht erfolgte. 

 

§10. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls 
 

10.1 Mitversicherte, lose Teile sind ordnungsgemäß zu verpacken 

und im abgedeckten und verzurrten oder verschlossenen 

Fahrzeug aufzubewahren. 

 Mitversicherte Außenborder sind mit einer geeigneten Dieb-

stahlschutzvorrichtung zu sichern. 

10.2 Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahr-

lässig eine der vorstehenden Obliegenheiten, so kann der 

Versicherer innerhalb eines Monats, nachdem er von der Ver-

letzung Kenntnis erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen. Das 

Kündigungsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn 

der Versicherungsnehmer beweist, dass er die Obliegenheit 

weder vorsätzlich noch grobfahrlässig verletzt hat. 

 

§11  Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalls 
 

11.1 Der Versicherungsnehmer hat jeden Schaden unverzüglich 

der Bavaria AG zu melden und Weisungen einzuholen. Bei 

Schäden durch Brand, Explosion und strafbare Handlungen ist 

zusätzlich unverzüglich Anzeige bei der nächsten Polizeidienst-

stelle zu erstatten. 

11.2 Der Versicherungsnehmer hat den Schaden nach Möglichkeit 

abzuwenden oder zu mindern und dabei nach Möglichkeit 

die Weisungen des Versicherers einzuholen. 

11.3 Vor Beginn der Wiederinstandsetzung ist dem Versicherer 

Gelegenheit zur Besichtigung und Feststellung des Schadens 

zu geben und jede hierzu dienliche Auskunft auf Verlangen 

schriftlich, wahrheitsgemäß und vollständig zu erteilen. Ferner 

hat der Versicherungsnehmer Belege zu erbringen, sofern ihm 

dies billigerweise zuzumuten ist.  

11.4 Steht dem Versicherungsnehmer ein Anspruch auf Ersatz des 

Schadens gegen Dritte zu, so hat der Versicherungsnehmer 

den Regressanspruch gegen den Dritten sicherzustellen und 

dem Versicherer die zur Verfolgung des Anspruchs etwa er-

forderliche Hilfe zu gewähren. Ist ein Schaden entstanden, 

während sich die versicherten Gegenstände in Gewahrsam 

eines Transportunternehmens befanden, hat der Versiche-

rungsnehmer den Hergang des Schadens unverzüglich fest-

stellen zu lassen und die Bescheinigung des Transportunter-

nehmers hierüber der Bavaria AG einzureichen. 

 

§12 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung 
 

12.1  Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach 

den Paragrafen 10 und 11 vorsätzlich, so ist der Versicherer 

von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger 

Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, 

seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere 

des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das 

Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versiche-

rungsnehmer zu beweisen. 

12.2  Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der 

Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der Versi-

cherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Oblie-

genheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versi-

cherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der 

Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 

12.3 Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versi-

cherungsfalles bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsoblie-

genheit so ist der Versicherer nur dann vollständig oder teil-

weise leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer durch 

gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hin-

gewiesen hat. 
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§13 Besondere Verwirkungsgründe 
 

13.1 Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des  

Versicherungsfalles  

 Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vor-

sätzlich herbei, so ist der Versicherer von der Entschädigungs-

pflicht frei. 

Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges 

Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des Versicherungs-

nehmers festgestellt, so gilt die vorsätzliche Herbeiführung des 

Schadens als bewiesen. 

 Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig 

herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in ei-

nem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-

mers  entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 

 

13.2 Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalles 

 Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn 

der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig über Tat-

sachen, die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung 

von Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen versucht. 

 Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechts-

kräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer wegen 

Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so gelten die Vo-

raussetzungen der Paragraf 13.2 Absatz 1 als bewiesen. 

 

§14  Repräsentanten 
 

Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Ver-

halten seiner Repräsentanten zurechnen lassen. 

 

§15 Prämie; Beginn, Ende und Kündigung der Versiche-

rung 
 

15.1 Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-

schein angegebenen Zeitpunkt. 

 

15.2 Einmalige Prämie oder Erstprämie 

15.2.1 Liegt der angegebene Zeitpunkt nach dem Zugang des 

Versicherungsscheines, so hat der Versicherungsnehmer die 

einmalige oder erste Prämie unverzüglich nach Ablauf von 

zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins zu zah-

len. 

15.2.2 Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versiche-

rungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, beträgt 

die Zahlungsfrist einen Monat nach Zugang des Versiche-

rungsscheins. 

15.2.3 Liegt der angegebene Zeitpunkt vor dem Zugang des Versi-

cherungsscheines, so beginnt der Versicherungsschutz zum 

angegebenen Zeitpunkt, wenn die einmalige oder erste Prä-

mie unverzüglich nach Zugang des Versicherungsscheins ge-

zahlt wird. 

15.2.4 Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in Raten gilt die erste 

Rate als erste Prämie. 

15.2.5 Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug 

Wird die einmalige oder die erste Prämie nicht rechtzeitig ge-

zahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, so-

lange die Zahlung nicht bewirkt ist. 

Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsneh-

mer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

15.2.6 Leistungsfreiheit des Versicherers 

Ist die einmalige oder die erste Prämie bei Eintritt des Versi-

cherungsfalls nicht gezahlt, so ist der Versicherer nicht zur Leis-

tung verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch 

gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälli-

gen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der 

Nichtzahlung der Prämie aufmerksam gemacht hat. 

Die Leistungsfreiheit ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-

rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

 

15.3 Folgeprämie 

15.3.1 Fälligkeit 

Eine Folgeprämie wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der je-

weiligen Versicherungsperiode fällig. 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Ver-

sicherungsschein oder in der Prämienrechnung angegebenen 

Zeitraums bewirkt ist. 

 

 

 

15.3.2 Schadenersatz bei Verzug 

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Folgeprä-

mie in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm 

durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 

15.3.3 Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung 

Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei nicht 

rechtzeitiger Zahlung einer Folgeprämie auf dessen Kosten in 

Textform zur Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist von 

mindestens zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsaufforde-

rung bestimmen (Mahnung). Die Mahnung ist nur wirksam, 

wenn der Versicherer je Vertrag die rückständigen Beträge 

der Prämie, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und au-

ßerdem auf die Rechtsfolgen - Leistungsfreiheit und Kündi-

gungsrecht - aufgrund der nicht fristgerechten Zahlung hin-

weist. 

Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist 

ein Versicherungsfall ein und ist der Versicherungsnehmer bei 

Eintritt des Versicherungsfalles mit der Zahlung der Prämie o-

der der Zinsen oder Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von 

der Verpflichtung zur Leistung frei. 

Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung gesetz-

ten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündi-

gungsfrist mit sofortiger Wirkung kündigen, sofern der Versiche-

rungsnehmer mit der Zahlung der geschuldeten Beträge in 

Verzug ist. 

Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so 

verbunden werden, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn 

der Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung 

in Verzug ist. Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kün-

digung ausdrücklich hinzuweisen. 

15.3.4 Zahlung der Prämie nach Kündigung 

Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungsneh-

mer innerhalb eines Monats nach der Kündigung oder, wenn 

sie mit der Fristbestimmung verbunden worden ist, innerhalb 

eines Monats nach Fristablauf die Zahlung leistet. Die Rege-

lung über die Leistungsfreiheit des Versicherers (§15.3.3 Abs. 2) 

bleibt unberührt. 

 

15.4 Lastschrift  

15.4.1 Pflichten des Versicherungsnehmers 

Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfahren verein-

bart worden, hat der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der 

Fälligkeit der Prämie für eine ausreichende Deckung des Kon-

tos zu sorgen. 

15.4.2 Änderung des Zahlungsweges 

Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine oder 

mehrere Prämien, trotz wiederholtem Einziehungsversuch, 

nicht eingezogen werden können, ist der Versicherer berech-

tigt, die Lastschriftvereinbarung in Textform zu kündigen. Der 

Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass der 

Versicherungsnehmer verpflichtet ist, die ausstehende Prämie 

und zukünftige Prämien selbst zu übermitteln. Durch die Ban-

ken erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlagenen 

Lastschrifteinzug können dem Versicherungsnehmer in Rech-

nung gestellt werden. 

 

15.5 Ratenzahlung 

15.5.1 Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden 

Raten bis zu den vereinbarten Zahlungsterminen als gestun-

det. 

15.5.2 Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperiode 

werden sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit einer 

Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät oder wenn eine Ent-

schädigung fällig wird. 

 

15.6 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

15.6.1  Allgemeiner Grundsatz 

Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor 

Ablauf der Versicherungsperiode steht dem Versicherer für 

diese Versicherungsperiode nur derjenige Teil der Prämie zu, 

der dem Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungsschutz 

bestanden hat. 

Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versiche-

rung weg, steht dem Versicherer die Prämie zu, die er hätte 

beanspruchen können, wenn die Versicherung nur bis zu dem 

Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem der Versicherer 

vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat. 

15.6.2 Prämie oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, Anfech-

tung und fehlendem versicherten Interesse 

Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Vertrags-

erklärung innerhalb von zwei Wochen zu widerrufen, hat der 

Versicherer nur den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs 

entfallenden Teil der Prämien zu erstatten.  Voraussetzung ist, 
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dass der Versicherer in der Belehrung über das Widerrufsrecht, 

über die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden 

Betrag hingewiesen und der Versicherungsnehmer zuge-

stimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor Ende der Wider-

rufsfrist beginnt. 

Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer 

zusätzlich die für das erste Versicherungsjahr gezahlte Prämie 

zu erstatten; dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 

Leistungen aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch ge-

nommen hat. 

Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versiche-

rers beendet, weil der Versicherungsnehmer Gefahrumstän-

de, nach denen der Versicherer vor Vertragsannahme in Text-

form gefragt hat, nicht angezeigt hat, so steht dem Versiche-

rer die Prämie bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung 

zu. 

Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versiche-

rers beendet, weil die einmalige oder die erste Prämie nicht 

rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer eine 

angemessene Geschäftsgebühr zu. 

Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung des Versi-

cherers wegen arglistiger Täuschung beendet, so steht dem 

Versicherer die Prämie bis zum Wirksamwerden der Anfech-

tungserklärung zu. 

Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der Prämie ver-

pflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn der Versi-

cherung nicht besteht, oder wenn das Interesse bei einer Ver-

sicherung, die für ein künftiges Unternehmen oder für ein an-

deres künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der 

Versicherer kann jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr 

verlangen. 

Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse 

in der Absicht versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen 

Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem 

Versicherer steht in diesem Fall die Prämie bis zu dem Zeit-

punkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden 

Umständen Kenntnis erlangt. 

 

15.7 Dauer und Ende des Vertrages 

15.7.1  Dauer 

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen 

Zeitraum abgeschlossen. 

15.7.2  Stillschweigende Verlängerung 

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert 

sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht einer der Ver-

tragsparteien spätestens drei Monate vor dem Ablauf des je-

weiligen Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist. 

Die Kündigung ist in Schriftform zu erklären. 

15.7.3  Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der 

Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgese-

henen Zeitpunkt. 

15.7.4. Kündigung nach Eintritt des Versicherungsfalles 

Nach Eintritt eines Versicherungsfalles können beide Parteien 

den Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündigung muss 

dem Vertragspartner spätestens einen Monat nach Beendi-

gung der zur Feststellung des Versicherungsfalles und des Um-

fanges der Leistung des Versicherers notwendigen Erhebun-

gen in Schriftform zugegangen sein. 

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung so-

fort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versi-

cherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündi-

gung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum 

Ende des laufenden Versicherungsjahres, wirksam wird. 

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ih-

rem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

 

§16 Veräußerung der versicherten Sache  
 

16.1 Rechtsverhältnisse nach Eigentumsübergang 

16.1.1 Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer veräu-

ßert, so tritt zum Zeitpunkt des Eigentumsübergangs an dessen 

Stelle der Erwerber in die während der Dauer seines Eigentums 

aus dem Versicherungsverhältnis sich ergebenden Rechte 

und Pflichten des Versicherungsnehmers ein. 

16.1.2 Der Veräußerer und der Erwerber haften für die Prämie, die 

auf die zur Zeit des Eintrittes des Erwerbers laufende Versiche-

rungsperiode entfällt, als Gesamtschuldner. 

16.1.3 Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst gegen sich 

gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis erlangt. 

 

 

 

16.2 Kündigungsrechte 

16.2.1 Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versiche-

rungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu 

kündigen. Dieses Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht in-

nerhalb eines Monats ab der Kenntnis des Versicherers von 

der Veräußerung ausgeübt wird. 

16.2.2 Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis mit 

sofortiger Wirkung oder zum Ende der laufenden Versiche-

rungsperiode in Schriftform zu kündigen. 

16.2.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines 

Monats nach dem Erwerb, bei fehlender Kenntnis des Erwer-

bers vom Bestehen der Versicherung innerhalb eines Monats 

ab Erlangung der Kenntnis, ausgeübt wird. 

16.2.4 Im Falle der Kündigung nach Paragraf 16.2.1 und 16.2.2 haftet 

der Veräußerer allein für die Zahlung der Prämie. 

 

16.3 Anzeigepflichten 

16.3.1 Die Veräußerung ist der Bavaria AG vom Veräußerer oder 

Erwerber unter Angabe von Name und Anschrift des Erwer-

bers unverzüglich in Textform anzuzeigen. 

16.3.2 Ist die Anzeige unterblieben, so ist der Versicherer nicht zur 

Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall später als ei-

nen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige 

hätte zugehen müssen, und der Versicherer nachweist, dass 

er den mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem Er-

werber nicht geschlossen hätte. 

16.3.3 Abweichend von Paragraf 16.3.2 ist der Versicherer zur Leis-

tung verpflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem Zeit-

punkt bekannt war, zu dem ihm die Anzeige hätten zugehen 

müssen, oder wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfal-

les die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen war 

und er nicht gekündigt hat. 

 

17  Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines 

Vertreters bis zum Vertragsabschluss  
 

17.1  Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von Ge-

fahrumständen 

 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertrags-

erklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrum-

stände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform 

gefragt hat und die für dessen Entschluss erheblich sind, den 

Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. 

 Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige ver-

pflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Ver-

tragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im Sinne 

des erstens Absatzes stellt. 

 

17.2  Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht  

17.2.1  Vertragsänderung 

Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht vorsätz-

lich verletzt und hätte der Versicherer bei Kenntnis der nicht 

angezeigten Gefahrumstände den Vertrag auch zu anderen 

Bedingungen geschlossen, so werden die anderen Bedingun-

gen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbe-

standteil. Bei einer vom Versicherungsnehmer unverschulde-

ten Pflichtverletzung werden die anderen Bedingungen ab 

der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch eine Vertragsänderung die Prämie um mehr 

als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die Gefahrabsi-

cherung für den nicht angezeigten Umstand aus, so kann der 

Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats 

nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung 

einer Frist kündigen. In dieser Mitteilung der Vertragsänderung 

hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dessen 

Kündigungsrecht hinzuweisen. 

17.2.2 Rücktritt und Leistungsfreiheit 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach 

Paragraf 17.1, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, 

es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Anzeigepflicht 

weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt. 

Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers ist das 

Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, wenn der  

Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den 

Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände zu glei-

chen oder anderen Bedingungen abgeschlossen hätte. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles zu-

rück, so ist er nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, der 

Versicherungsnehmer weist nach, dass die Verletzung der An-

zeigepflicht sich auf einen Umstand bezieht, der weder für 

den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch 

für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des 
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Versicherers ursächlich ist. Hat der Versicherungsnehmer die 

Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht zur 

Leistung verpflichtet. 

17.2.3 Kündigung 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach 

Paragraf 17.1 leicht fahrlässig oder schuldlos, kann der Versi-

cherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Mo-

nat kündigen, es sei denn, der Versicherer hätte den Vertrag 

bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände zu gleichen 

oder anderen Bedingungen abgeschlossen. 

17.2.4 Ausschluss von Rechten des Versicherers 

Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (§17.2.1), 

zum Rücktritt (§17.2.2) und zur Kündigung (§17.2.3) sind jeweils 

ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht angezeigten 

Gefahrenumstand oder die unrichtige Anzeige kannte. 

 

17.2.5 Anfechtung 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger 

Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. 

 

17.3  Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers 

Die Rechte zur Vertragsänderung (§17.2.1), zum Rücktritt 

(§17.2.2) oder zur Kündigung (§17.2.3) muss der Versicherer in-

nerhalb eines Monats schriftlich geltend machen und dabei 

die Umstände angeben, auf die er seine Erklärung stützt; zur 

Begründung kann er nachträglich weitere Umstände inner-

halb eines Monats nach deren Kenntniserlangung angeben. 

Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versi-

cherer von der Verletzung der Anzeigepflicht und der Um-

stände Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils geltend ge-

machte Recht begründen. 

 

17.4  Rechtsfolgenhinweis 

Die Rechte zur  Vertragsänderung (§17.2.1), zum Rücktritt 

(§17.2.2) und zur Kündigung (§17.2.3) stehen dem Versicherer 

nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte 

Mitteilung in Textform auf die Folgen der Verletzung der An-

zeigepflicht hingewiesen hat. 

 

17.5  Vertreter des Versicherungsnehmers 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsneh-

mers geschlossen, so sind bei der Anwendung von Paragraf 

17.1 und 17.2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertreters 

als auch die Kenntnis und die Arglist des Versicherungsneh-

mers zu berücksichtigen. Der Versicherungsnehmer kann sich 

darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob 

fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem 

Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe 

Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

 

17.6  Erlöschen der Rechte des Versicherers 

Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (§17.2.1), 

zum Rücktritt (§17.2.2) und zur Kündigung (§17.2.3) erlöschen 

mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Die Frist be-

läuft sich auf zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer o-

der sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig 

verletzt hat. 

 

§18 Gefahrumstände bei Vertragsabschluss und Gefahrer-

höhung 
 

18.1  Begriff der Gefahrerhöhung 

18.1.1 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der 

Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich 

vorhandenen Umstände so verändert werden, dass der Eintritt 

des Versicherungsfalls oder eine Vergrößerung des Schadens 

oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherers 

wahrscheinlicher wird. 

18.1.2 Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber nicht nur -

vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert 

nach dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat. 

18.1.3 Eine Gefahrerhöhung nach Paragraf 18.1.1 liegt nicht vor, 

wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach 

den Umständen als mitversichert gelten soll. 

Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber nicht nur - 

vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert 

nach dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat. Als 

Gefahrerhöhung gilt insbesondere die Überlassung des Fahr-

zeuges an Dritte gegen Entgelt. 

 

 

 

18.2 Pflichten des Versicherungsnehmers 

18.2.1 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versiche-

rungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Versicherers 

keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme 

durch einen Dritten gestatten. 

18.2.2 Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne 

vorherige Zustimmung des Versicherers eine Gefahrerhöhung 

vorgenommen oder gestattet hat, so muss er diese dem Ver-

sicherer unverzüglich anzeigen. 

18.2.3 Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklä-

rung unabhängig von seinem Willen eintritt, muss der Versi-

cherungsnehmer dem Versicherer unverzüglich anzeigen, 

nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat. 

 

18.3 Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versicherer 

18.3.1 Kündigungsrecht des Versicherers 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach 

Paragraf 18.2.1, kann der Versicherer den Vertrag fristlos kün-

digen, wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung 

vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Das Nichtvorlie-

gen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit hat der Versiche-

rungsnehmer zu beweisen. 

Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der 

Versicherer unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kün-

digen. 

Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen 

nach Paragraf 18.1.1 und 18.1.2 bekannt, kann er den Vertrag 

unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 

18.3.2 Vertragsänderung 

Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt 

der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrundsätzen ent-

sprechende erhöhte Prämie verlangen oder die Absicherung 

der erhöhten Gefahr ausschließen. 

Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung um mehr 

als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die Absicherung 

der erhöhten Gefahr aus, so kann der Versicherungsnehmer 

den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mittei-

lung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In 

der Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer 

auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen. 

 

18.4 Erlöschen der Rechte des Versicherers 

Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsän-

derung nach Paragraf 18.3 erlöschen, wenn diese nicht inner-

halb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von der Ge-

fahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zustand wie-

derhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat. 

 

18.5 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 

18.5.1 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so 

ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der 

Versicherungsnehmer seine Pflichten nach Paragraf r 18.2.1 

vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versicherungsnehmer die-

se Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, 

seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere 

des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das 

Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versiche-

rungsnehmer zu beweisen. 

18.5.2 Nach einer Gefahrerhöhung nach Paragraf 18.2.2 und 18.2.3 

ist der Versicherer für einen Versicherungsfall, der später als 

einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige 

dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen, leistungsfrei, 

wenn der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht vorsätz-

lich verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer seine Pflicht 

grob fahrlässig verletzt, so gelten Paragraf 18.5.1 Satz 2 und 3 

entsprechend. Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt be-

stehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu 

dem ihm die Anzeige hätte zugegangen sein müssen, be-

kannt war. 

18.5.3 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 

 -  soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Ge-

fahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des Versiche-

rungsfalles oder den Umfang der Leistungspflicht war oder 

 -  wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist 

für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine 

Kündigung nicht erfolgt war oder 

 -  wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeit-

punkt der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrundsät-

zen entsprechende erhöhte Prämie verlangt. 
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§19 Überversicherung, Mehrfachversicherung  
 

19.1 Überversicherung 

Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten 

Interesses (Versicherungswert) erheblich, kann jede Vertrags-

partei verlangen, dass die Versicherungssumme zur Beseiti-

gung der Überversicherung unter verhältnismäßiger Minde-

rung der Prämie mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. 

Schließt der Versicherungsnehmer den Vertrag in der Absicht, 

sich aus der Überversicherung einen rechtswidrigen Vermö-

gensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig; dem Versi-

cherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von 

den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis er-

langt. 

 

19.2 Mehrfachversicherung 

19.2.1 Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe 

Gefahr versichert, ist verpflichtet, jedem Versicherer die ande-

re Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind 

der andere Versicherer und die Versicherungssumme anzu-

geben. 

19.2.2 Wird bezüglich desselben Interesses bei einem Versicherer der 

entgehende Gewinn, bei einem anderen Versicherer der 

sonstige Schaden versichert, ist Paragraf 19.2.1 entsprechend 

anzuwenden. 

19.2.3 Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe 

Gefahr versichert und übersteigen die Versicherungssummen 

zusammen den Versicherungswert oder übersteigt aus ande-

ren Gründen die Summe der Entschädigungen, die von je-

dem Versicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu 

zahlen wären, den Gesamtschaden (Mehrfachversicherung), 

haften die Versicherer in der Weise als Gesamtschuldner, dass 

jeder Versicherer den von ihm nach dem Vertrag zu leisten-

den Betrag zu zahlen hat, der Versicherungsnehmer aber ins-

gesamt nicht mehr als den Betrag des Schadens verlangen 

kann. 

19.2.4 Die Versicherer sind im Verhältnis zueinander zu Anteilen nach 

Maßgabe der Beträge verpflichtet, die sie dem Versiche-

rungsnehmer nach dem jeweiligen Vertrag zu zahlen haben. 

Ist auf eine der Versicherungen ausländisches Recht anzu-

wenden, kann der Versicherer, für den das ausländische 

Recht gilt, gegen den anderen Versicherer einen Anspruch 

auf Ausgleichung nur geltend machen, wenn er selbst nach 

dem für ihn maßgeblichen Recht zur Ausgleichung verpflich-

tet ist. 

19.2.5 Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in 

der Absicht vereinbart, sich dadurch einen rechtswidrigen 

Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht ge-

schlossene Vertrag nichtig; dem Versicherer steht die Prämie 

bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit 

begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 

19.2.6 Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die 

Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem 

Entstehen der Mehrfachversicherung geschlossen, kann er 

verlangen, dass der später geschlossene Vertrag aufgehoben 

oder die Versicherungssumme unter verhältnismäßiger Minde-

rung der Prämie auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der 

durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist.  

19.2.7 Paragraf 19.2.6 ist auch anzuwenden, wenn die Mehrfachver-

sicherung dadurch entstanden ist, dass nach Abschluss der 

mehreren Versicherungsverträge der Versicherungswert ge-

sunken ist. Sind in diesem Fall die mehreren Versicherungsver-

träge gleichzeitig oder im Einvernehmen der Versicherer ge-

schlossen worden, kann der Versicherungsnehmer nur die 

verhältnismäßige Herabsetzung der Versicherungssummen 

und der Prämien verlangen. 

 

20 Schriftform; Zurückweisung von Kündigungen; Anzei-

gen und Willenserklärungen 
 

20.1 Form 

 Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und so weit in 

diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind die für 

den Versicherer bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die 

das Versicherungsverhältnis betreffen und die unmittelbar 

gegenüber dem Versicherer erfolgen, in Textform abzugeben. 

 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Willens-

erklärungen des Versicherungsnehmers im Rahmen dieses 

Versicherungsvertrags können rechtswirksam gegenüber 

der Bavaria AG vorgenommen werden. Die gesetzlichen 

Regelungen über den Zugang von Erklärungen und Anzeigen 

bleiben unberührt. 

20.2 Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung 

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift 

dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklä-

rung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben 

ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letz-

te dem Versicherer bekannte Anschrift. Entsprechendes gilt 

bei einer dem Versicherer nicht angezeigten Namensände-

rung. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des 

Briefes als zugegangen. 

 

20.3 Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlassung 

Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der An-

schrift  seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden bei ei-

ner Verlegung der gewerblichen Niederlassung die Bestim-

mungen nach Paragraf 20.2 entsprechend Anwendung. 

 

21 Verjährung  
 

21.1  Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei 

Jahren. 

21.2  Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem 

der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den An-

spruch begründenden Umständen und der Person des 

Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit er-

langen müsste. 

21.3  Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 

Versicherer angemeldet worden, zählt der Zeitraum vom Be-

ginn der Verjährung bis zum Zugang der in Textform mitgeteil-

ten Entscheidung des Versicherers beim Anspruchsteller bei 

der Fristberechnung nicht mit. 

 

22 Gerichtsstand 
 

22.1  Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsvertreter 

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versiche-

rungsvermittlung ist neben den Gerichtsständen der Zivilpro-

zessordnung (ZPO) auch das Gericht örtlich zuständig, in des-

sen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhe-

bung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen 

gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

22.2  Klagen gegen Versicherungsnehmer 

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versiche-

rungsvermittlung gegen den Versicherungsnehmer ist aus-

schließlich das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der 

Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen 

Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen 

Aufenthalt hat. 

22.3  Wohnsitzverlegung des Versicherungsnehmers 

Hat der Versicherungsnehmer seinen Wohnsitz oder seinen 

gewöhnlichen Aufenthalt nach Vertragsschluss aus dem Gel-

tungsbereich des Versicherungsvertragsgesetzes verlegt oder 

sind sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt 

der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gericht-

liche Zuständigkeit bei Klagen aus dem Versicherungsvertrag 

gegen den Versicherer oder den Versicherungsnehmer aus-

schließlich nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den 

Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 

 

23. Schlussbestimmungen 
 

23.1 Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abwei-

chendes bestimmt ist, gelten die sonstigen gesetzlichen Vor-

schriften, insbesondere das Versicherungsvertragsgesetz. 

23.2 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

23.3 Sind an der Police mehrere Versicherer beteiligt, so haften 

die Versicherer in Höhe ihrer Anteile als Einzelschuldner. Die 

vom führenden Versicherer getroffenen Entscheidungen 

und Maßnahmen sind für die beteiligten Versicherer bin-

dend. Das gleiche gilt für Entscheidungen, die gegen den 

führenden Versicherer ergehen. 

 

 


